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Honorarverteilung – neu gegründete
Einzelpraxis mit angestellten Ärzten –
Wachstumsmöglichkeiten in Aufbauphase
– gleiche Regelungen wie bei neu
gegründeten
Berufsausübungsgemeinschaften und
MVZ

Leitsätze Für eine neu gegründete Einzelpraxis mit
angestellten Ärzten gelten die gleichen
Regelungen zu Wachstumsmöglichkeiten
in der Aufbauphase wie für neu
gegründete
Berufsausübungsgemeinschaften und
medizinische Versorgungszentren.

Normenkette SGB V § 87b Abs 1; SGB V § 87b Abs 2; 
GG Art 3 Abs 1; GG Art 12 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 27 KA 215/14
Datum 26.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KA 11/18
Datum 02.06.2021

3. Instanz

Datum 19.07.2023

Â 

Die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom 2.Â JuniÂ 2021 und des
Sozialgerichts Hamburg vom 26.Â SeptemberÂ 2018 werden geÃ¤ndert. Der
Bescheid der Beklagten vom 21.Â August 2014 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 20.Â NovemberÂ 2014 wird aufgehoben. Die Beklagte
wird verurteilt, den KlÃ¤ger insoweit neu zu bescheiden, als der Berechnung seines
Honorars ein individuelles Leistungsbudget in HÃ¶he des
arztgruppendurchschnittlichen individuellen Leistungsbudgets fÃ¼r seinen
Angestellten D zu Grunde gelegt wird.

Im Ã�brigen wird die Revision zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt zwei Drittel und die Beklagte ein Drittel der Kosten in allen
RechtszÃ¼gen.

G r Ã¼ n d e :

I

1
Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he des Honorars des KlÃ¤gers fÃ¼r das Quartal
1/2014.

2
Der KlÃ¤ger ist seit dem 1.1.2006 im Bezirk der beklagten KassenÃ¤rztlichen
Vereinigung (KÃ�V) als Facharzt fÃ¼r Radiologie zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen. Bis Ende des Jahres 2013 war er in einer radiologischen
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft (BAG) mit Standort in Hamburg tÃ¤tig. Nach
seinem Austritt aus der BAG war der KlÃ¤ger in einer Einzelpraxis mit einem
Angestellten an einem mehrere Kilometer vom Standort der vormaligen BAG
entfernten Praxissitz mit zwei VersorgungsauftrÃ¤gen tÃ¤tig. Der bei ihm
angestellte Arzt fÃ¼r Radiologie D war zuvor nicht in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung tÃ¤tig.

3
Mit Honorarbescheid vom 21.8.2014 setzte die Beklagte das Honorar fÃ¼r die
Arztpraxis des KlÃ¤gers mit seinem Angestellten D auf 169Â 713,34Â Euro fest. Der
Berechnung des Honorars lag ein individuelles Leistungsbudget (ILB) fÃ¼r
â��Ã¼brige Leistungen der Radiologenâ�� in HÃ¶he von 145Â 611,47Â Euro
zugrunde. Das durchschnittliche ILB der Arztgruppe lag im Quartal 1/2014 bei
111Â 421,95Â Euro je Arzt und damit bei 222Â 843,90Â Euro fÃ¼r eine Praxis, die
wie die des KlÃ¤gers zwei volle VersorgungsauftrÃ¤ge zu erfÃ¼llen hat. Die
angeforderte VergÃ¼tung des KlÃ¤gers fÃ¼r die im Bereich seines ILB erbrachten
Leistungen betrug 256Â 157,95Â Euro. Die innerhalb des Budgets erbrachten
Leistungen wurden mit den Preisen der regionalen EuroGebÃ¼hrenordnung, die
darÃ¼ber hinausgehenden Leistungen quotiert vergÃ¼tet.

4
Widerspruch (Widerspruchsbescheid vom 20.11.2014) und Klage (Urteil des SG vom
26.9.2018), mit denen der KlÃ¤ger geltend gemacht hat, dass sein ILB zu niedrig
bemessen worden sei, blieben ohne Erfolg. Das LSG hat die Berufung des KlÃ¤gers
zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 2.6.2021) und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen
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ausgefÃ¼hrt: Die Voraussetzungen fÃ¼r die besonderen
WachstumsmÃ¶glichkeiten von AnfÃ¤ngerpraxen in der Aufbauphase seien in
Â§Â 17 des HonorarverteilungsmaÃ�stabs der Beklagten (im Folgenden: VM)
geregelt. Nach Â§Â 17 AbsÂ 1 SatzÂ 1 VM erhielten neu zugelassene Ã�rzte, die in
Einzelpraxis tÃ¤tig seien, innerhalb einer Anfangsphase von zwÃ¶lf Quartalen nach
erstmaliger Praxisaufnahme ein ILB in HÃ¶he des arztgruppendurchschnittlichen
Leistungsbudgets unter BerÃ¼cksichtigung ihres Versorgungsumfanges im
Abrechnungsquartal. Der bereits seit 2006 im Bezirk der Beklagten tÃ¤tige KlÃ¤ger
sei kein neu zugelassener Arzt in diesem Sinne. Zwar kÃ¶nnten auch
GrÃ¼ndungsmitglieder einer BAG oder eines Medizinischen Versorgungszentrums
(MVZ), die sich noch in der Anfangsphase von zwÃ¶lf Quartalen nach erstmaliger
Praxisaufnahme befinden, ein arztgruppendurchschnittliches Leistungsbudget
erhalten. Der KlÃ¤ger sei im streitgegenstÃ¤ndlichen Quartal jedoch weder
GrÃ¼ndungsmitglied einer BAG noch eines MVZ gewesen, sondern in Einzelpraxis
mit einem angestellten Arzt tÃ¤tig gewesen. Dementsprechend erfÃ¼lle auch der
angestellte Arzt die genannten Voraussetzungen nicht.

5
Die Beklagte sei auch nicht verpflichtet, in ihrem VM eine Regelung zu
PraxisneugrÃ¼ndungen zu treffen, die Konstellationen wie die des KlÃ¤gers
einbeziehe. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG mÃ¼sse die Regelung zu
den besonderen WachstumsmÃ¶glichkeiten von AnfÃ¤ngerpraxen nicht auf Ã�rzte
erstreckt werden, die wie der KlÃ¤ger bereits langjÃ¤hrig in demselben
Planungsbereich zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen gewesen seien. Die
Verlegung des TÃ¤tigkeitsorts des KlÃ¤gers innerhalb desselben Planungsbereichs
fÃ¼hre nicht dazu, dass die Praxis als Aufbaupraxis zu behandeln sei. Daran
Ã¤ndere auch die Anstellung des D nichts. Entsprechendes habe das BSG bereits
fÃ¼r den Neueintritt eines Partners in eine BAG entschieden. Eine BAG kÃ¶nne sich
durch die Neuaufnahme eines Partners nicht verjÃ¼ngen. Die gleichen GrundsÃ¤tze
mÃ¼ssten erst recht fÃ¼r die Anstellung eines neuen Arztes gelten. Dieser trage
schon nicht das gleiche unternehmerische Risiko wie ein neu zugelassener Arzt, der
im Rahmen seiner selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit auf WachstumsmÃ¶glichkeiten durch
die Gewinnung weiterer Patienten angewiesen sei. Der Fall des KlÃ¤gers sei auch
nicht dem einer NeugrÃ¼ndung eines MVZ und der Anstellung eines Arztes in
diesem MVZ vergleichbar, weil das neu gegrÃ¼ndete MVZ selbst eine Zulassung
erhalte, wÃ¤hrend der KlÃ¤ger seine Zulassung nach dem Wechsel aus der BAG in
die Einzelpraxis mit neuem Standort unverÃ¤ndert behalten habe.

6
Auch die in Â§Â 8 AbsÂ 7 und Â§Â 23 VM getroffenen Regelungen fÃ¼r die Bildung
und Fortschreibung von Unterkontingenten speziell fÃ¼r Radiologen seien nicht zu
beanstanden. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung sei es zulÃ¤ssig, in
HonorarverteilungsmaÃ�stÃ¤ben nicht nur gesonderte HonorartÃ¶pfe fÃ¼r die
verschiedenen Fachgruppen, sondern auch Unterkontingente nach
Leistungsbereichen innerhalb einer Gruppe zu bilden, wenn es dafÃ¼r Â wie hierÂ 
sachliche GrÃ¼nde gebe. Die Beklagte habe die EinfÃ¼hrung von
Unterkontingenten damit begrÃ¼ndet, dass sie Verwerfungen durch die
VerÃ¤nderungen nach dem Beschluss des Bewertungsausschusses (BewA) zu den
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CTgesteuerten Interventionen nicht auf die gesamte Gruppe der Radiologen habe
durchschlagen lassen wollen, weil ein GroÃ�teil der Radiologen Ã¼berhaupt keine
derartigen Interventionsleistungen erbringe. Wenn der Anteil der
GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r die bis zum Quartal 1/2013 sehr oft erbrachten
CTgesteuerten Interventionen in das Gesamtkontingent aller Radiologen
eingeflossen wÃ¤ren, hÃ¤tte das zu unsachgemÃ¤Ã�en Honorarvorteilen bei
denjenigen gefÃ¼hrt, die in der Vergangenheit nicht dazu beigetragen hÃ¤tten,
diese VergÃ¼tungsanteile zu erzielen. Insbesondere im Hinblick auf die in der
Vergangenheit relativ groÃ�en Honoraranteile fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen
habe die Beklagte gewÃ¤hrleisten wollen, dass die aufgrund der EBMÃ�nderungen
eintretenden Effekte sich allein auf die Gruppe der betreffenden Leistungserbringer
beschrÃ¤nkten. Die Bildung von Teilbudgets lÃ¶se allerdings eine Beobachtungs
und Reaktionspflicht der Beklagten dahin aus, dass sie die Verteilungsregelungen,
mit denen sie in Verfolgung bestimmter Ziele vom Grundsatz der gleichmÃ¤Ã�igen
Honorarverteilung abweiche, regelmÃ¤Ã�ig zu Ã¼berprÃ¼fen habe. Da die
Neuregelung erst mit dem Quartal 4/2013 eingefÃ¼hrt wurde, kÃ¶nne noch keine
Verletzung der Beobachtungs und Reaktionspflicht vorgelegen haben. Die
EinfÃ¼hrung von Unterkontingenten verstoÃ�e nicht gegen die GrundsÃ¤tze der
leistungsproportionalen VergÃ¼tung und der Honorarverteilungsgerechtigkeit und
diese stehen auch im Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben aus Â§Â 87b SGBÂ V,
insbesondere bezogen auf das Erfordernis, dem Leistungserbringer
Kalkulationssicherheit hinsichtlich der HÃ¶he seines zu erwartenden Honorars zu
vermitteln.

7
Auch die in Â§Â 23 AbsÂ 5 VM getroffene Regelung widerspreche nicht dem
Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit. BegÃ¼nstigend weise die Vorschrift
die nicht abgeforderten Leistungen dem Unterkontingent fÃ¼r alle anderen
Leistungen zu. Es habe dem KlÃ¤ger freigestanden, weiterhin Leistungen der
CTgesteuerten Intervention zu erbringen und sich entsprechend unternehmerisch
zu positionieren.

8
Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner Revision, zu deren BegrÃ¼ndung er
vortrÃ¤gt: Die Entscheidung des LSG verstoÃ�e gegen Â§Â 87b SGBÂ V iVm dem
aus ArtÂ 12 AbsÂ 1, ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG folgenden Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit und der leistungsproportionalen VergÃ¼tung. Es
handele sich nicht nur bei Â§Â 87b SGBÂ V sowie ArtÂ 12 AbsÂ 1 und ArtÂ 3 AbsÂ 1
GG um revisibles Recht, sondern auch bei Â§Â 17 VM, weil in den Bezirken anderer
LSGs inhaltsgleiche Vorschriften gelten wÃ¼rden.

9
Er habe im Quartal 1/2014 eine neu gegrÃ¼ndete unterdurchschnittlich
abrechnende Praxis in der Aufbauphase gefÃ¼hrt. Diese habe sich in erheblicher
Entfernung zum Standort seiner frÃ¼heren BAG befunden. Er habe einen neuen
Patientenstamm aufgebaut und sich neu am Markt sowie im Wettbewerb zu den
Ã¼brigen Leistungserbringern positionieren mÃ¼ssen. Das BSG habe seine zu
HonoraransprÃ¼chen von Einzelpraxen entwickelte Rechtsprechung zunÃ¤chst

                             4 / 17

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/87b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/87b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/87b.html


 

fÃ¼r BAG und dann fÃ¼r MVZ weiterentwickelt und klargestellt, dass einem MVZ
fÃ¼r seine angestellten Ã�rzte ein Wachstumsanspruch zustehen kÃ¶nne, solange
sich sowohl das MVZ als auch der Angestellte noch in der Aufbauphase befinde.
Dieser Grundsatz sei auf Einzelpraxen mit Angestellten zu Ã¼bertragen.

10
Entgegen der Auffassung des LSG verstieÃ�en die im HonorarverteilungsmaÃ�stab
der Beklagten getroffenen Regelungen zur Bildung von Unterkontingenten fÃ¼r
radiologische Leistungen gegen die Vorgaben des Â§Â 87b SGBÂ V iVm den aus
ArtÂ 12 AbsÂ 1, ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG folgenden GrundsÃ¤tzen der
Honorarverteilungsgerechtigkeit und der leistungsproportionalen VergÃ¼tung.
Â§Â 23 AbsÂ 5 SatzÂ 3 VM habe dazu gefÃ¼hrt, dass Ã�rzte, die CTgesteuerte
Interventionen aufgrund der Anpassung des Einheitlichen BewertungsmaÃ�stabs
fÃ¼r vertragsÃ¤rztliche Leistungen (EBMÃ�) anders als im Vorjahresquartal nicht
mehr erbringen konnten, Honorarnachteile hinzunehmen hÃ¤tten, wÃ¤hrend solche
Radiologen, die in dem fÃ¼r die Bildung des Unterkontingents maÃ�geblichen
Vorjahresquartal keine CTgesteuerten Interventionen erbracht haben, von den
Unterkontingenten ausschlieÃ�lich profitiert hÃ¤tten. Dem kÃ¶nne nicht
entgegengehalten werden, dass es Ã�rzten wie ihm freigestanden habe, weiterhin
Leistungen aus dem Bereich der CTgesteuerten Interventionen zu erbringen. Der
zentrale Effekt der Ã�nderung von Abschnitt 34.5 EBMÃ� habe gerade darin
bestanden, die Voraussetzungen fÃ¼r die Erbringung und Abrechnung
CTgesteuerter Interventionen erheblich zu verschÃ¤rfen, sodass nur wenige
niedergelassene Radiologen diese Leistungen wie zuvor hÃ¤tten erbringen
kÃ¶nnen.

11
Der KlÃ¤ger beantragt,

die Urteile des LSG Hamburg vom 2.6.2021 und des SG Hamburg vom 26.9.2018
sowie den Honorarbescheid der Beklagten vom 21.8.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.11.2014 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, Ã¼ber das Honorar des KlÃ¤gers im Quartal 1/2014 unter Beachtung
der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

12
Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

13
Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers handele es sich bei Â§Â 17 VM nicht um
revisibles Recht. Die vom KlÃ¤ger zitierten Regelungen anderer KÃ�Ven seien
bereits inhaltlich nicht identisch. Die in der Rechtsprechung des BSG zu
Jungarztpraxen entwickelten Kriterien seien auf die vorliegende Konstellation nicht
zu Ã¼bertragen, weil der KlÃ¤ger bereits seit 2006 im selben Planungsbereich
vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig gewesen sei. Sein Angestellter D sei auf dem vormaligen
Arztsitz von W tÃ¤tig geworden, die bereits seit 2006 im selben Planungsbereich
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vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig gewesen sei. Auch weil der angestellte Arzt nicht das
gleiche unternehmerische Risiko wie der KlÃ¤ger als zugelassener Vertragsarzt
trage, kÃ¶nnten die Regelungen zum Wachstumsanspruch von
unterdurchschnittlich abrechnenden Jungarztpraxen auf ihn keine Anwendung
finden.

14
Die Bildung eines Honorarunterkontingents fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen sei
nicht zu beanstanden. Der KlÃ¤ger habe weiterhin entsprechende Leistungen
erbringen kÃ¶nnen. Es sei auch sachgerecht gewesen, ein auf die CTgesteuerten
Interventionen bezogenes Unterbudget zu bilden, dass zunÃ¤chst den Radiologen
vorbehalten sei, die zuvor entsprechende Leistungen erbracht hÃ¤tten.

II

15
Die Revision des KlÃ¤gers ist teilweise begrÃ¼ndet. Soweit die Beklagte der
Berechnung des Honoraranspruchs des KlÃ¤gers fÃ¼r das Quartal 1/2014 bezogen
auf die von seinem angestellten Arzt D erbrachten Leistungen ein den
Arztgruppendurchschnitt unterschreitendes ILB zugrunde gelegt hat, ist der
angefochtene Honorarbescheid in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
rechtswidrig. Insoweit waren deshalb auch das die Klage vollumfÃ¤nglich
abweisende Urteil des SG und das die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckweisende
Urteil des LSG aufzuheben. Nicht zu beanstanden ist dagegen das in die
Berechnung des Honoraranspruchs eingestellte ILB fÃ¼r den KlÃ¤ger selbst. Auch
durch die Umsetzung der in Â§Â 8 AbsÂ 7, Â§Â 23 VM speziell zur Bemessung des
Honorars von Radiologen getroffenen Regelungen einschlieÃ�lich der Regelungen
zur Bildung eines Unterkontingents fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen wird der
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt. Insoweit sind der angefochtene Bescheid
und die Urteile nicht zu beanstanden.

16
Der im Bezirk der Beklagten geltende VM, der Honorarbegrenzungen auf der
Grundlage von ILB vorsieht (dazuÂ 1.), enthÃ¤lt in Â§Â 17 besondere Regelungen zu
WachstumsmÃ¶glichkeiten von AnfÃ¤ngerpraxen. Zwar folgt daraus kein Anspruch
des KlÃ¤gers auf das geltend gemachte ILB in HÃ¶he des
Fachgruppendurchschnitts, weil die Konstellation einer neu gegrÃ¼ndeten
Einzelpraxis mit Angestellten von der genannten Regelung nicht erfasst wird
(dazuÂ 2.Â a). Das wird auch vom KlÃ¤ger nicht in Frage gestellt, sodass es nicht
darauf ankommt, ob seine Auffassung zutrifft, nach der es sich bei Â§Â 17 VM um
revisibles Recht handelt (dazuÂ 2.Â b). Die durch die Beklagte getroffenen
Regelungen sind jedoch insoweit rechtswidrig als sie nicht alle Formen von
PraxisneugrÃ¼ndungen mit JungÃ¤rzten erfassen. Bei der vom KlÃ¤ger nach
seinem Austritt aus der BAG gegrÃ¼ndeten Einzelpraxis handelt es sich um eine
NeugrÃ¼ndung mit der Folge, dass zwar nicht fÃ¼r die von ihm selbst erbrachten,
aber fÃ¼r die von seinem erstmals in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung tÃ¤tigen
Angestellten erbrachten Leistungen ein ILB mindestens in HÃ¶he des
Fachgruppendurchschnitts zugrunde zu legen war (dazuÂ 2.Â c). Dagegen ist die in
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Â§Â 8 AbsÂ 7, Â§Â 23 VM geregelte Honorarbegrenzung auf der Grundlage von
Unterkontingenten fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen einerseits und fÃ¼r alle
anderen Leistungen aus dem Arztgruppenkontingent der Radiologen andererseits
nicht zu beanstanden (dazuÂ 3.).

17
1.Â Gesetzliche Grundlage der vom KlÃ¤ger beanstandeten Verteilungsregelungen
ist Â§Â 87b AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 1 SGBÂ V in der Fassung des Gesetzes zur
Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKVVersorgungsstrukturgesetz Â GKVVStG) vom 22.12.2011 (BGBlÂ I 2983; im
Folgenden: aF). Nach dieser Vorschrift verteilt die KÃ�V die vereinbarten
GesamtvergÃ¼tungen an die Ã�rzte, Psychotherapeuten, MVZ sowie ermÃ¤chtigten
Einrichtungen, die an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmen, getrennt
fÃ¼r die Bereiche der hausÃ¤rztlichen und der fachÃ¤rztlichen Versorgung. Sie
wendet bei der Verteilung den VerteilungsmaÃ�stab an, der im Benehmen mit den
LandesverbÃ¤nden der Krankenkassen und den Ersatzkassen festgesetzt worden ist
(Â§Â 87b AbsÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ V). Nach Â§Â 87b AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ V hat der
VerteilungsmaÃ�stab Regelungen vorzusehen, die verhindern, dass die TÃ¤tigkeit
des Leistungserbringers Ã¼ber seinen Versorgungsauftrag nach Â§Â 95 AbsÂ 3
SGBÂ V oder seinen ErmÃ¤chtigungsumfang hinaus Ã¼bermÃ¤Ã�ig ausgedehnt
wird; dabei soll dem Leistungserbringer eine Kalkulationssicherheit hinsichtlich der
HÃ¶he seines zu erwartenden Honorars ermÃ¶glicht werden.

18
Mit der Neufassung des Â§Â 87b SGBÂ V durch das GKVVStG ist der Gesetzgeber
weitgehend zu der Verteilungssystematik aus der Zeit vor Inkrafttreten des
Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKVModernisierungsgesetz Â GMG) vom 14.11.2003 (BGBlÂ I 2190)
zurÃ¼ckgekehrt und hat die bundesgesetzlichen Vorgaben, insbesondere die
Implementation von Regelleistungsvolumina (RLV) weitgehend zurÃ¼ckgenommen
(Wasem in Halbe/Orlowski/Preusker/Schiller/Wasem, Versorgungsstrukturgesetz,
2012, SÂ 111). Die KÃ�Ven dÃ¼rfen Â in Benehmen mit den VerbÃ¤nden der
KrankenkassenÂ  seit 2012 die Honorarverteilung wieder nach eigenen
PrÃ¤ferenzen gestalten. Bis sie von dieser Befugnis Gebrauch gemacht hatten,
galten die Vorschriften Ã¼ber arzt und praxisbezogene RLV fort (Â§Â 87b AbsÂ 1
SatzÂ 3 SGBÂ V aF), im Bezirk der Beklagten bis zum Ende des Quartals 3/2013.

19
Ab dem Quartal 4/2013 Â und auch in dem hier maÃ�gebenden Quartal 1/2014Â 
hat die Beklagte in ihrem VM anstelle der bis dahin geltenden Bestimmungen zur
Verhinderung einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen Ausdehnung der TÃ¤tigkeit des Arztes auf der
Grundlage von RLV nunmehr Begrenzungen in Form von ILB als Obergrenze der
VergÃ¼tung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen vorgesehen (vgl Â§Â 15 AbsÂ 1 SatzÂ 1
VM). Die innerhalb dieser ILB abgerechneten Leistungen wurden der Arztpraxis zu
den Preisen der regionalen EuroGebÃ¼hrenordnung vergÃ¼tet. DarÃ¼ber
hinausgehende Leistungen wurden zu quotierten Preisen vergÃ¼tet (Â§Â 15 AbsÂ 2
VM). Anders als die in den vorangegangenen Quartalen geltenden RLV, fÃ¼r deren
HÃ¶he Â neben der FallzahlÂ  im Grundsatz ein arztgruppenspezifischer Fallwert
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maÃ�geblich war, orientierten sich die ILB an dem Abrechnungsvolumen des
einzelnen Arztes im entsprechenden Quartal des Vorjahres. Dazu wurde die
GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r die innerhalb der morbiditÃ¤tsbedingten
GesamtvergÃ¼tung gezahlten Leistungen zunÃ¤chst in VergÃ¼tungsvolumina fÃ¼r
die hausÃ¤rztliche und die fachÃ¤rztliche Versorgung (Â§Â 6 VM) und Â mit
AbzÃ¼gen ua fÃ¼r RÃ¼ckstellungen (vgl Â§Â 7 VM)Â  in Arztgruppenkontingente
aufgeteilt (Â§Â 8 VM). FÃ¼r die HÃ¶he des ILB des einzelnen Arztes ist im
Grundsatz sein prozentualer Anteil am Leistungsbedarf seiner Arztgruppe im Vorjahr
maÃ�gebend (Â§Â 16 AbsÂ 2 VM). Durch AbzÃ¼ge in HÃ¶he von insgesamt bis zu
5Â % wird ua gewÃ¤hrleistet, dass die Ã¼ber das ILB hinausgehenden Leistungen
abgestaffelt vergÃ¼tet werden kÃ¶nnen (vgl dazu im Einzelnen Â§Â 8 AbsÂ 4 und 6,
Â§Â 16 AbsÂ 3, Â§Â 23 AbsÂ 3 VM).

20
2.Â FÃ¼r neu zugelassene Ã�rzte galten nach Â§Â 17 VM Besonderheiten, und zwar
sowohl fÃ¼r neu zugelassene Ã�rzte, die in Einzelpraxen tÃ¤tig sind (AbsÂ 1), als
auch fÃ¼r Ã�rzte, die in BAGen oder in MVZ tÃ¤tig sind (AbsÂ 2). FÃ¼r die
VergÃ¼tung von Leistungen der Radiologen galten diese Regelungen nach Â§Â 23
AbsÂ 6 VM entsprechend.

21
Neu zugelassene Ã�rzte in Einzelpraxis erhielten danach innerhalb einer
Anfangsphase von zwÃ¶lf Quartalen nach erstmaliger Praxisaufnahme ein ILB in
HÃ¶he des arztgruppendurchschnittlichen Leistungsbudgets unter
BerÃ¼cksichtigung ihres Versorgungsumfanges im Abrechnungsquartal. Lag in den
ersten vier Quartalen nach erstmaliger Praxisaufnahme der relative Anteil des
VorgÃ¤ngers Ã¼ber dem Durchschnitt der Arztgruppe, wurde stattdessen zur
Berechnung des ILB der Anteil des VorgÃ¤ngers herangezogen.

22
GrÃ¼ndungsmitglieder einer BAG oder eines MVZ, die mit der GrÃ¼ndung
erstmalig ihre Praxis aufnahmen oder die bislang in Einzelpraxis tÃ¤tig waren und
sich noch in der Anfangsphase von zwÃ¶lf Quartalen nach erstmaliger
Praxisaufnahme befanden, erhielten nach Â§Â 17 AbsÂ 2 VM ebenso wie neu
zugelassene Ã�rzte in Einzelpraxis ein mindestens arztgruppendurchschnittliches
Leistungsbudget. Die arztgruppengleichen Ã�rzten einer Arztpraxis eingerÃ¤umte
MÃ¶glichkeit zur Verrechnung der ILB (Â§Â 15 AbsÂ 1 SatzÂ 2 VM) bestand in
diesem Fall nicht. Entsprechendes galt fÃ¼r neu zugelassene Ã�rzte, die in eine
BAG oder ein MVZ eingetreten waren. Neu zugelassene Ã�rzte, die in einer BAG
oder einem MVZ einen Arztsitz Ã¼bernommen hatten, erhielten gemÃ¤Ã� Â§Â 17
AbsÂ 3 VM zur Berechnung des ILB den relativen Anteil ihres VorgÃ¤ngers unter
BerÃ¼cksichtigung ihres Versorgungsumfanges im Abrechnungsquartal.

23
a)Â Auf der Grundlage dieser Regelungen fÃ¼r AnfÃ¤ngerpraxen kann der KlÃ¤ger
das geltend gemachte ILB in HÃ¶he des Fachgruppendurchschnitts nicht
beanspruchen. Â§Â 17 AbsÂ 1 VM bezieht sich allein auf neu zugelassene Ã�rzte.
Der KlÃ¤ger war im streitbefangenen Quartal zwar zugelassener Arzt. Er war aber
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bereits seit 2006 im Bezirk der KÃ�V Hamburg, der nur einen Planungsbereich
umfasst, zugelassen. Der bei ihm angestellte Arzt fÃ¼r Radiologie D war vor seiner
Anstellung bei dem KlÃ¤ger zwar nicht in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
tÃ¤tig, aber im Quartal 1/2014 nicht Â wie in Â§Â 17 AbsÂ 1 VM vorausgesetztÂ  neu
zugelassen, sondern angestellt. Die unter Â§Â 17 AbsÂ 2 undÂ 3 VM getroffenen
Regelungen zum AnfÃ¤ngerstatus von BAG und MVZ kommen von vornherein nicht
in Betracht, weil es sich bei der Arztpraxis des KlÃ¤gers um eine Einzelpraxis mit
einem Angestellten handelt.

24
b)Â Unter diesen UmstÃ¤nden kommt es nicht darauf an, ob die Auffassung des
KlÃ¤gers zutrifft, dass es sich bei den den AnfÃ¤ngerstatus betreffenden
Regelungen des VM um revisibles Recht handelt, weil in anderen LSGBezirken
inhaltsgleiche Vorschriften gelten und die Ã�bereinstimmung nicht nur zufÃ¤llig,
sondern im Interesse der Rechtsvereinheitlichung bewusst und gewollt ist (zu den
Voraussetzungen der RevisibilitÃ¤t von Landesrecht vgl Leitherer in
MeyerLadewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13.Â Aufl 2020, Â§Â 162 RdNrÂ 5aÂ ff
mwN). Abgesehen davon, dass der KlÃ¤ger in der RevisionsbegrÃ¼ndung keine
inhaltsgleichen, sondern inhaltlich abweichende Vorschriften aus anderen LSG-
Bezirken bezeichnet hat, behauptet er auch nicht, dass er aus den hier
maÃ�gebenden Regelungen des VM Rechte fÃ¼r sich herleiten kÃ¶nnte.

25
c)Â Der KlÃ¤ger macht indes zu Recht geltend, dass der angefochtene
Honorarbescheid rechtswidrig ist, weil er nach den Feststellungen des LSG Â§Â 17
VM nicht alle Konstellationen erfasst, in denen der Honorarberechnung ein ILB
mindestens in HÃ¶he des Fachgruppendurchschnitts zugrunde zu legen ist, um
einer AnfÃ¤ngerpraxis die unter Beachtung des Grundsatzes der
Honorarverteilungsgerechtigkeit erforderlichen WachstumsmÃ¶glichkeiten
einzurÃ¤umen (nachfolgendÂ aa). Zwar musste die Beklagte der
Honorarberechnung kein hÃ¶heres ILB fÃ¼r den KlÃ¤ger selbst zugrunde legen
(nachfolgendÂ bb). Soweit der Berechnung des Honoraranspruchs des KlÃ¤gers
fÃ¼r dessen Angestellten D ein ILB zugrunde gelegt worden ist, das niedriger war
als das durchschnittliche ILB der Arztgruppe der Radiologen im Quartal 1/2014, ist
das Honorar jedoch rechtswidrig zu niedrig festgesetzt worden (nachfolgendÂ cc).

26
aa)Â Nach stRspr des BSG (BSG Urteil vom 17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 44/12Â RÂ  SozR
42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 17 mwN; BSG Urteil vom 2.8.2017 Â BÂ 6Â KA
16/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 11 RdNrÂ 42Â ff; BSG Urteil vom 24.1.2018
Â BÂ 6Â KA 2/17Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 13 RdNrÂ 25) mÃ¼ssen Regelungen
zur Honorarverteilung umsatzmÃ¤Ã�ig unterdurchschnittlich abrechnenden Praxen
die MÃ¶glichkeit geben, zumindest den durchschnittlichen Umsatz der Arztgruppe
zu erreichen. Dem einzelnen Vertragsarzt muss die Chance eingerÃ¤umt werden,
durch QualitÃ¤t und AttraktivitÃ¤t der Behandlungen oder durch bessere
Praxisorganisation neue Patienten fÃ¼r sich zu gewinnen, um auf diese Weise
jedenfalls bis zum Durchschnittsumsatz seiner Fachgruppe aufzuschlieÃ�en. Dieses
aus dem Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit (ArtÂ 3 AbsÂ 1 iVm ArtÂ 12
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AbsÂ 1 GG) abgeleitete Erfordernis gilt unabhÃ¤ngig vom konkreten Mechanismus
zur Honorarverteilung; es war nicht nur fÃ¼r die Zeit der gesetzlich
vorgeschriebenen Anwendung von RLV zu beachten (vgl dazu BSG Urteil vom
17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 44/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 20Â f), sondern
auch bei Begrenzungen durch ILB (vgl BSG Urteil vom 10.12.2003 Â BÂ 6Â KA
54/02Â RÂ  BSGE 92, 10 = SozR 42500 Â§Â 85 NrÂ 5, RdNrÂ 25Â f = juris
RdNrÂ 32Â f; BSG Urteil vom 2.8.2017Â Â BÂ 6Â KA 16/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b
NrÂ 11 RdNrÂ 42). FÃ¼r Praxen in der Aufbauphase muss die Steigerung des
Honorars auf den Durchschnittsumsatz grundsÃ¤tzlich sofort realisierbar sein,
wÃ¤hrend den auch noch nach Abschluss der Aufbauphase unterdurchschnittlich
abrechnenden Praxen dies jedenfalls innerhalb von fÃ¼nf Jahren ermÃ¶glicht
werden muss (BSG Beschluss vom 28.6.2017 Â BÂ 6Â KA 89/16Â BÂ  juris
RdNrÂ 8Â f mwN). Die Bemessung der Dauer der Aufbauphase, die wenigstens drei
Jahre umfasst, aber auch bis zu fÃ¼nf Jahre dauern kann, erfolgt in der Satzung zur
Honorarverteilung durch die KÃ�V (vgl BSG Urteil vom 17.7.2013 Â BÂ 6Â KA
44/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 18, 23). In dem fÃ¼r den Bezirk der
Beklagten beschlossenen VM ab dem Quartal 1/2014 ist die
â��Wachstumsphaseâ�� auf drei Jahre festgelegt worden (Â§Â 17 AbsÂ 1 SatzÂ 1,
AbsÂ 2 SatzÂ 1 VM).

27
FÃ¼r BAGen (vgl BSG Urteil vom 17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 44/12Â RÂ  SozR 42500
Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 26Â ff; BSG Urteil vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA 2/17Â RÂ  SozR
42500 Â§Â 87b NrÂ 13 RdNrÂ 26Â ff) und fÃ¼r MVZ (BSG Urteil vom 24.1.2018
Â BÂ 6Â KA 23/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 16 RdNrÂ 24Â ff) hat der Senat die
zunÃ¤chst auf Einzelpraxen bezogene Rechtsprechung in der Weise
weiterentwickelt, dass in diesen FÃ¤llen ein doppeltes Erfordernis gilt (vgl Clemens
in Wenzel, Handbuch des Fachanwalts Medizinrecht, 4.Â Aufl 2020, KapÂ 13
RdNrÂ 259; Loose in Hauck/Noftz, SGBÂ V, Stand SeptemberÂ 2022, Â§Â 85
RdNrÂ 434). FÃ¼r die Anwendung der Sonderregelungen zur Honorierung von
Ã�rzten in der Aufbauphase ist danach zunÃ¤chst maÃ�geblich, ob sich die BAG
bzw das MVZ als solches noch in der Aufbauphase befindet. Von einer
NeugrÃ¼ndung der BAG ist der Senat in seiner Rechtsprechung auch dann
ausgegangen, wenn an ihrem Standort bereits zuvor eine Arztpraxis Â jedoch nicht
in der Form einer BAGÂ  betrieben worden war (vgl BSG Urteil vom 24.1.2018
Â BÂ 6Â KA 2/17Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 13 RdNrÂ 2, 27). Beim MVZ hat der
Senat auf die erstmalige Zulassung abgestellt und darin eine NeugrÃ¼ndung
gesehen (BSG Urteil vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA 23/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b
NrÂ 16 RdNrÂ 24). Wenn die Voraussetzungen einer NeugrÃ¼ndung von BAG oder
MVZ vorliegen, muss das in einem ersten Schritt arztbezogen zu ermittelnde Budget
aber nur fÃ¼r solche in der BAG oder dem MVZ tÃ¤tigen Ã�rzte, die sich selbst noch
in der Anfangsphase ihrer vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit befinden (sog JungÃ¤rzte),
abweichend von den allgemeinen Regeln festgesetzt werden (BSG Urteil vom
17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 44/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 27). Weder
eine BAG noch ein MVZ kÃ¶nnen sich also durch die Aufnahme eines Jungarztes als
Gesellschafter oder durch die Anstellung eines Jungarztes insgesamt
â��verjÃ¼ngenâ�� (vgl BSG Urteil vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA 23/16Â RÂ  SozR
42500 Â§Â 87b NrÂ 16 RdNrÂ 23; vgl BSG Urteil vom 17.7.2013 Â BÂ 6Â KA
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44/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 27). Auch die Verlegung des
Standortes einer Praxis innerhalb des Planungsbereichs kann nicht dazu fÃ¼hren,
dass die Praxis insgesamt als Aufbaupraxis zu behandeln ist (BSG Urteil vom
17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 44/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 2 RdNrÂ 31; BSG Urteil
vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA 23/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 16 RdNrÂ 25), weil
solche Standortverlegungen den Zulassungsstatus unberÃ¼hrt lassen (vgl zB BSG
Urteil vom 25.11.1998 â��Â BÂ 6 KA 70/97Â RÂ â�� SozR 32500 Â§Â 103 NrÂ 3
SÂ 25; BSG Urteil vom 28.11.2007 â��Â BÂ 6 KA 26/07Â RÂ â�� BSGE 99, 218 =
SozR 42500 Â§Â 103 RdNrÂ 3, RdNrÂ 17 mwN).

28
Die vom Senat fÃ¼r BAG und MVZ entwickelten GrundsÃ¤tze sind auf andere
Formen kooperativer BerufsausÃ¼bung zu Ã¼bertragen und gelten auch fÃ¼r
EinzelÃ¤rzte mit angestellten Ã�rzten, jedenfalls soweit die Anstellung nicht im
Rahmen eines sog JobSharing iS des Â§Â 101 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 SGBÂ V erfolgt.
Bei einem Vertragsarzt, der angestellte Ã�rzte beschÃ¤ftigt, ist Â ebenso wie bei
BAG oder MVZÂ  zwischen der Arztpraxis und dem einzelnen dort tÃ¤tigen Arzt zu
differenzieren. FÃ¼r die Anwendung der Regelungen Ã¼ber die
WachstumsmÃ¶glichkeiten in der Aufbauphase gilt auch hier das doppelte
Erfordernis, dass sich sowohl die Arztpraxis als auch der einzelne Arzt in der
Aufbauphase befinden mÃ¼ssen.

29
Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben handelt es sich bei der Einzelpraxis des KlÃ¤gers um
eine NeugrÃ¼ndung. Die Arztpraxis des KlÃ¤gers ist zum 1.1.2014 gegrÃ¼ndet
worden und der KlÃ¤ger hat auch nicht allein seinen Vertragsarztsitz verlegt,
sondern ist nach den Feststellungen des LSG aus einer Â fortbestehendenÂ  BAG
ausgeschieden, um an dem neuen Standort in Einzelpraxis mit einem Angestellten
tÃ¤tig zu werden. Dem kann die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, dass der
KlÃ¤ger unverÃ¤ndert im selben Planungsbereich als zugelassener Vertragsarzt
tÃ¤tig geblieben ist. Genauso wie eine Arztpraxis nach der NeugrÃ¼ndung einer
BAG jedenfalls im Grundsatz als Aufbaupraxis anzusehen ist (BSG Urteil vom
24.1.2018 Â BÂ 6Â KA 2/17Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 13 RdNrÂ 2, 27), muss
dies beim Austritt eines Arztes aus einer fortbestehenden BAG und der Fortsetzung
der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit als Einzelarzt gelten, jedenfalls wenn der Arzt
seine TÃ¤tigkeit an einem anderen Standort in neuen PraxisrÃ¤umen fortfÃ¼hrt.

30
Dem steht auch nicht entgegen, dass sich der Status des KlÃ¤gers als Vertragsarzt
durch den Austritt aus der BAG nicht verÃ¤ndert hat. Bereits im Zusammenhang mit
der Frage, ob eine neu gegrÃ¼ndete BAG als Aufbaupraxis anzusehen ist, hat der
Senat nicht entscheidend auf den Zulassungsstatus des einzelnen Mitglieds der
BAG, sondern darauf abgestellt, dass nicht der einzelne Arzt, sondern die BAG der
KÃ�V auch hinsichtlich der VergÃ¼tung und der Abrechnung als einheitliche
RechtspersÃ¶nlichkeit gegenÃ¼bertritt (BSG Urteil vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA
2/17Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 13 RdNrÂ 27; BSG Urteil vom 30.11.2016
Â BÂ 6Â KA 17/15Â RÂ  juris RdNrÂ 29 mwN). Insofern gilt fÃ¼r den Austritt eines
Arztes aus einer fortbestehenden BAG nichts anderes als fÃ¼r deren GrÃ¼ndung.
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Zwar ist der Senat der Auffassung, dass der KÃ�V GestaltungsspielrÃ¤ume bezogen
auf die Frage einzurÃ¤umen sind, wann eine NeugrÃ¼ndung vorliegt.
Unterschiedliche Regelungen sind etwa bezogen auf die Frage denkbar, ob die orts
und personenidentische Umwandlung von einer Praxisgemeinschaft in eine BAG
oder von einer BAG in ein MVZ bereits als NeugrÃ¼ndung anzusehen ist (zum
Gestaltungsspielraum des untergesetzlichen Normgebers bezogen auf die Definition
von â��Neupraxenâ�� im Zusammenhang mit der durch das Terminservice- und
Versorgungsgesetz â�� TSVG vom 6.5.2019, BGBlÂ I 646, mWv 6.5.2019
eingefÃ¼hrten Â und durch das GKVFinanzstabilisierungsgesetz vom 7.11.2022, 
BGBlÂ I 1990, bis 31.12.2022 begrenztenÂ  Neupatientenregelung in Â§Â 87a
AbsÂ 3 SatzÂ 5 NrÂ 5 SGBÂ V aF vgl LSG BadenWÃ¼rttemberg Urteil vom
26.10.2022 Â LÂ 5Â KA 3909/21Â  juris RdNrÂ 30). Diese SpielrÃ¤ume wÃ¼rden
jedoch Ã¼berschritten, wenn die ErÃ¶ffnung einer Praxis durch einen Einzelarzt an
einem neuen Standort nur deshalb nicht als NeugrÃ¼ndung angesehen wÃ¼rde,
weil der Vertragsarzt Â wie hierÂ  zuvor in einer Â fortbestehendenÂ  BAG
vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig gewesen ist.

31
bb)Â Aus dem Umstand, dass die Praxis des KlÃ¤gers nach den og MaÃ�stÃ¤ben als
NeugrÃ¼ndung einzuordnen ist, folgt entgegen seiner Auffassung jedoch nicht,
dass der Berechnung des Honoraranspruchs sowohl fÃ¼r ihn als auch fÃ¼r seinen
Angestellten ein ILB mindestens in HÃ¶he des Fachgruppendurchschnitts zugrunde
gelegt werden mÃ¼sste. Weil der KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlich Quartal bereits
seit mehr als drei Jahren (seit 2006) im selben Planungsbereich vertragsÃ¤rztlich
tÃ¤tig war, musste die Beklagte das arztbezogen zu ermittelnde ILB des KlÃ¤gers
nicht mindestens in HÃ¶he des Fachgruppendurchschnitts festsetzen. Insofern gilt
fÃ¼r ihn nichts anderes als fÃ¼r einen etablierten Arzt, der innerhalb desselben
Planungsbereichs in eine neu gegrÃ¼ndete BAG oder ein neu gegrÃ¼ndetes MVZ
eintritt (sog doppeltes Erfordernis, vgl RdNrÂ 27).

32
cc)Â Anderes gilt jedoch bezogen auf die Bemessung des ILB fÃ¼r den Angestellten
des KlÃ¤gers, D. Dieser war zuvor weder als Vertragsarzt noch als Angestellter in
der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung tÃ¤tig. Er ist damit im Quartal 1/2014 als
Jungarzt in einer Aufbaupraxis tÃ¤tig geworden. Deshalb hÃ¤tte die Beklagte ihm
bei der Honorarberechnung ein ILB mindestens in HÃ¶he des
Fachgruppendurchschnitts zuordnen mÃ¼ssen.

33
Dem kann die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, dass der Angestellte des
KlÃ¤gers kein Unternehmerrisiko zu tragen habe und die fÃ¼r Jungarztpraxen in der
Aufbauphase entwickelten MaÃ�stÃ¤be deshalb nicht auf ihn anzuwenden seien.
Die Beklagte Ã¼bersieht bei ihrer Argumentation, dass der Honoraranspruch nicht
dem Angestellten, sondern dem anstellenden Vertragsarzt Â hier also dem
KlÃ¤gerÂ  zusteht und dass dieser das Unternehmerrisiko auch bezogen auf die vom
angestellten Arzt erbrachten Leistungen zu tragen hat. Wenn ein angestellter
Jungarzt in der Anfangsphase seiner TÃ¤tigkeit zB nur geringe UmsÃ¤tze generiert,
trÃ¤gt das Risiko jedenfalls im Grundsatz der anstellende Arzt, der zur Zahlung der
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vereinbarten VergÃ¼tung gemÃ¤Ã� Â§Â 611 AbsÂ 1 BGB verpflichtet bleibt.
Insofern unterscheidet sich die Position des Vertragsarztes mit (einem oder
mehreren) Angestellten nicht wesentlich von der eines MVZ oder einer BAG mit
Angestellten. Die bestehenden Unterschiede zwischen Vertragsarzt und
angestelltem Arzt ua bezogen auf ihren Status im Vertragsarztrecht (vgl dazu BSG
Urteil vom 29.11.2017 Â BÂ 6Â KA 31/16Â RÂ  BSGE 124, 266 = SozR 42500 Â§Â 95
NrÂ 33, RdNrÂ 36Â ff; BSG Urteil vom 26.1.2022 Â BÂ 6Â KA 2/21Â RÂ  BSGE 133,
220 = SozR 42500 Â§Â 103 NrÂ 33, RdNrÂ 16Â ff) sind in diesem Zusammenhang
nicht von Relevanz (zur Gleichbehandlung von VertragsÃ¤rzten und angestellten
Ã�rzten im Rahmen einer PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung vgl BSG Urteil vom 30.10.2019
Â BÂ 6Â KA 9/18Â RÂ  BSGE 129, 220 = SozR 42500 Â§Â 106a NrÂ 25, RdNrÂ 20).
Der Senat hat bereits geklÃ¤rt, dass die Rechtsprechung zu JungÃ¤rzten auch auf
angestellte Ã�rzte in MVZ zu beziehen ist (vgl BSG Urteil vom 24.1.2018 Â BÂ 6Â KA
23/16Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 16 RdNrÂ 2, 25). FÃ¼r die bei einem
Vertragsarzt angestellten Ã�rzten kann im vorliegenden Zusammenhang nichts
anderes gelten.

34
3.Â Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist die in Â§Â 8 AbsÂ 7, Â§Â 23 VM
geregelte Honorarbegrenzung auf der Grundlage von Unterkontingenten fÃ¼r
CTgesteuerte Interventionen einerseits und fÃ¼r alle anderen Leistungen aus dem
Arztgruppenkontingent der Radiologen andererseits nicht zu beanstanden.

35
a)Â Der VM der Beklagten regelte speziell fÃ¼r die Bildung des
Arztgruppenkontingents der Radiologen, dass dieses in zwei Unterkontingente
aufzuteilen war: ein Unterkontingent fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen und eines
fÃ¼r alle anderen Leistungen. MaÃ�geblich fÃ¼r die Aufteilung der
VergÃ¼tungsvolumina zwischen diesen beiden Unterkontingenten waren nach
Â§Â 8 AbsÂ 7 SatzÂ 2 VM die Anteile der von der Gruppe der Radiologen im
entsprechenden Vorjahresquartal abgerechneten Leistungen (relativer Anteil am
arztgruppenkontingentspezifischen Leistungsbedarf des Vorjahresquartals). FÃ¼r
das arztbezogene ILB war nach Â§Â 23 VM maÃ�geblich, in welchem Umfang der
einzelne Arzt im Vorjahresquartal Leistungen aus dem entsprechenden
Unterkontingent abgerechnet hatte.

36
Da der KlÃ¤ger und sein angestellter Arzt im Referenzquartal 1/2013 CTgesteuerte
Interventionen erbracht haben, haben dem KlÃ¤ger fÃ¼r das Quartal 1/2014
Unterkontingente sowohl fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen als auch fÃ¼r die
Ã¼brigen Leistungen zur VerfÃ¼gung gestanden. Der KlÃ¤ger und auch sein
angestellter Arzt haben jedoch nach den Feststellungen des LSG im Quartal 1/2014
keine CTgesteuerten Interventionen mehr erbracht, sodass das entsprechende
Unterkontingent nicht genutzt wurde, wÃ¤hrend das Unterkontingent fÃ¼r die
sonstigen Leistungen mit der Folge Ã¼berschritten wurde, dass ein Teil dieser
Leistungen quotiert vergÃ¼tet wurde. Die MÃ¶glichkeit zur gegenseitigen
Verrechnung sieht Â§Â 23 AbsÂ 1 SatzÂ 2 VM allein zwischen den ILB der
Radiologen einer Arztpraxis, nicht jedoch zwischen den beiden Unterkontingenten
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vor. Dadurch hat sich die Bildung der Unterkontingente im Ergebnis begrenzend auf
den Honoraranspruch des KlÃ¤gers ausgewirkt.

37
b)Â Die Bildung der Unterkontingente ist jedoch nicht zu beanstanden. Der Senat
hat wiederholt entschieden, dass den KÃ�Ven bei der Ausformung des
HonorarverteilungsmaÃ�stabs ein Gestaltungsspielraum zukommt, weil die
Honorarverteilung eine in der Rechtsform einer Norm, nÃ¤mlich einer Satzung,
ergehende MaÃ�nahme der Selbstverwaltung ist (BSG Urteil vom 10.3.2004
Â BÂ 6Â KA 3/03Â RÂ  BSGE 92, 233 = SozR 42500 Â§Â 85 NrÂ 9, RdNrÂ 7 = juris
RdNrÂ 14; BSG Urteil vom 20.10.2004 Â BÂ 6Â KA 30/03Â RÂ  BSGE 93, 258 = SozR
42500 Â§Â 85 NrÂ 12, RdNrÂ 10 = juris RdNrÂ 17; BSG Urteil vom 9.12.2004
Â BÂ 6Â KA 44/03Â RÂ  BSGE 94, 50 = SozR 42500 Â§Â 72 NrÂ 2, RdNrÂ 50 = juris
RdNrÂ 63). Der HonorarverteilungsmaÃ�stab kann deshalb von dem Grundsatz
einer leistungsproportionalen Verteilung des Honorars aus sachlichem Grund
abweichen (BSG Urteil vom 25.3.2015 Â BÂ 6Â KA 22/14Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 85
NrÂ 82 RdNrÂ 36 mwN). Â§Â 87b AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ V ist die Vorgabe zu
entnehmen, dass der VerteilungsmaÃ�stab Regelungen vorzusehen hat, die
verhindern, dass die TÃ¤tigkeit des Leistungserbringers Ã¼ber seinen
Versorgungsauftrag hinaus Ã¼bermÃ¤Ã�ig ausgedehnt wird; dabei soll dem
Leistungserbringer eine Kalkulationssicherheit hinsichtlich der HÃ¶he seines zu
erwartenden Honorars ermÃ¶glicht werden. Zur Umsetzung dieser Ziele kann die
KÃ�V bei der Verteilung des Honorars leistungsbezogene Honorarkontingente und
vergleichbare Steuerungsinstrumente vorsehen, und zwar sowohl fÃ¼r einzelne
Fachgruppen und Leistungsbereiche als auch Â wie hierÂ  fÃ¼r Mischsysteme,
teilweise nach Arztgruppen und teilweise nach Leistungsbereichen (BSG Urteil vom
9.9.1998 Â BÂ 6Â KA 55/97Â RÂ  BSGE 83, 1, 2Â f = SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 26
SÂ 183Â f = juris RdNrÂ 10Â ff; vgl auch BSG Urteil vom 23.3.2011 Â BÂ 6Â KA
6/10Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 85 NrÂ 63 RdNrÂ 15 mwN). Bei der Bildung von
Honorarkontingenten kann auch an die VerhÃ¤ltnisse in einem frÃ¼heren Quartal
angeknÃ¼pft werden (stRspr; BSG Urteil vom 9.12.2004 Â BÂ 6Â KA 44/03Â RÂ  
BSGE 94, 50 = SozR 42500 Â§Â 72 NrÂ 2, RdNrÂ 50 = juris RdNrÂ 63; BSG Urteil
vom 29.8.2007 Â BÂ 6 KA 43/06Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 85 NrÂ 40 RdNrÂ 18; BSG
Urteil vom 17.7.2013 Â BÂ 6Â KA 45/12Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87b NrÂ 4 RdNrÂ 31,
jeweils mwN). Auch steht der Zuordnung zu einem Honorarkontingent nicht
entgegen, dass Leistungen betroffen sind, die Ã¼berweisungsgebunden sind (BSG
Urteil vom 20.10.2004 Â BÂ 6Â KA 30/03Â RÂ  BSGE 93, 258 = SozR 42500 Â§Â 85
NrÂ 12 RdNrÂ 15, 30 = juris RdNrÂ 21,Â 36; BSG Urteil vom 9.12.2004 Â BÂ 6Â KA
44/03Â RÂ  BSGE 94, 50 = SozR 42500 Â§Â 72 NrÂ 2, RdNrÂ 50 = juris RdNrÂ 63;
BSG Urteil vom 23.3.2011 Â BÂ 6 KA 6/10Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 85 NrÂ 63
RdNrÂ 16, jeweils mwN). Ebenso kÃ¶nnen Fachgruppen einem Honorarkontingent
zugeordnet werden, dessen AngehÃ¶rige vorwiegend oder ausschlieÃ�lich auf
Ã�berweisung tÃ¤tig werden (vgl zB BSG Urteil vom 28.1.1998 Â BÂ 6Â KA 96/96Â R
Â  SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 24 SÂ 164Â f Â LaborÃ¤rzte; BSG Urteil vom 11.10.2006
Â BÂ 6Â KA 46/05Â RÂ  BSGE 97, 170 = SozR 42500 Â§Â 87 NrÂ 13, RdNrÂ 50
Â LaborÃ¤rzte; BSG Urteil vom 28.1.2009 Â BÂ 6Â KA 5/08Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 85
NrÂ 45 RdNrÂ 18Â f Â AnÃ¤sthesisten).
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38
Die Topfbildung muss allerdings durch SachgrÃ¼nde gerechtfertigt sein (BSG Urteil
vom 3.3.1999 Â BÂ 6Â KA 15/98Â RÂ  SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 31 SÂ 237; BSG Urteil
vom 11.9.2002 Â BÂ 6Â KA 30/01Â RÂ  SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 48 SÂ 408 mwN;
Loose in Hauck/Noftz, SGBÂ V, Stand SeptemberÂ 2022, Â§Â 85 RdNrÂ 394;
Clemens in Wenzel, Handbuch des Fachanwalts Medizinrecht, 4.Â Aufl 2020,
KapÂ 13 RdNrÂ 231). Eine Bildung von HonorartÃ¶pfen nach Leistungsbereichen ist
zulÃ¤ssig, wenn damit Steuerungszwecke verbunden sind, die ihrerseits im Gesetz
bzw im vertragsÃ¤rztlichen VergÃ¼tungssystem angelegt sind oder die zu
verfolgen zu den legitimen Aufgaben der KÃ�V gehÃ¶rt (BSG Urteil vom 9.9.1998
Â BÂ 6Â KA 55/97Â RÂ  BSGE 83, 1, 2 = SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 26 SÂ 184 = juris
RdNrÂ 12). Eine Topfbildung, die Folgen einer Leistungsmengenausweitung auf die
jeweilige Teilgruppe beschrÃ¤nkt und Honorarminderungen fÃ¼r solche Gruppen
verhindert, die zu einer Leistungsausweitung nichts beitragen, ist regelmÃ¤Ã�ig
nicht zu beanstanden (vgl schon BSG Urteil vom 3.12.1997 Â 6Â RKa 21/97Â  BSGE
81, 213, 218Â f = SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 23 SÂ 154; BSG Urteil vom 11.9.2002
Â BÂ 6Â KA 30/01Â RÂ  SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 48 SÂ 408Â f; BSG Urteil vom
11.12.2013 Â BÂ 6Â KA 6/13Â RÂ  SozR 42500 Â§Â 87 NrÂ 29 RdNrÂ 31). Auch kann
die Bildung des Kontingents dem Schutz gerade der davon erfassten Gruppe dienen
(vgl zB BSG Urteil vom 11.9.2002 Â BÂ 6Â KA 30/01Â RÂ  SozR 32500 Â§Â 85 NrÂ 48
; BSG Urteil vom 20.10.2004 Â BÂ 6Â KA 30/03Â RÂ  BSGE 93, 258 = SozR 42500
Â§Â 85 NrÂ 12, RdNrÂ 15 = juris RdNrÂ 21; Clemens in Wenzel, Handbuch des
Fachanwalts Medizinrecht, 4.Â Aufl 2020, KapÂ 13 RdNrÂ 231).

39
c)Â Die danach zu fordernden sachlichen GrÃ¼nde liegen hier entgegen der
Auffassung des KlÃ¤gers bezogen auf die Bildung von Unterkontingenten
Â einerseits fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen und andererseits fÃ¼r alle anderen
Leistungen aus dem Arztgruppenkontingent der RadiologenÂ  vor. Hintergrund der
EinfÃ¼hrung des gesonderten Unterbudgets fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen
waren Ã�nderungen der Richtlinie des GBA Ã¼ber die ambulante Behandlung im
Krankenhaus nach Â§Â 116b SGBÂ V vom 19.5.2011 (BAnz NrÂ 155 S 3526 vom
13.10.2011, berichtigt: BAnz NrÂ 165 SÂ 3825 vom 3.11.2011) und Â darauf
inhaltlich aufbauendÂ  zum 1.1.2013 in Kraft getretene Ã�nderungen des EBMÃ�
(Beschluss des BewA nach Â§Â 87 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ V in seiner 290.Â Sitzung
zur Ã�nderung des Einheitlichen BewertungsmaÃ�stabes , DÃ�Bl 2012, A2604). Ein
zentrales Ziel dieser Ã�nderungen bestand darin, dass CTgesteuerte
schmerztherapeutische Interventionen nicht solitÃ¤r, sondern eingebettet in ein
multimodales Schmerztherapiekonzept durchgefÃ¼hrt werden. Dazu wurde ua in
Abschnitt 34.5 NrÂ 1 EBMÃ� geregelt, dass Leistungen der GOP 34504 EBMÃ�
(CTgesteuerte schmerztherapeutische Intervention bei akutem und/oder
chronischem Schmerz nach vorausgegangener interdisziplinÃ¤rer Diagnostik) nur
berechnungsfÃ¤hig sind, wenn sie von Ã�rzten erbracht werden, welche die
Voraussetzungen gemÃ¤Ã� QualitÃ¤tssicherungsvereinbarung zur
schmerztherapeutischen Versorgung chronisch schmerzkranker Patienten nach 
Â§Â 135 AbsÂ 2 SGBÂ V erfÃ¼llen oder die Behandlung auf Ã�berweisung eines
Arztes erfolgt, der die Voraussetzungen gemÃ¤Ã�
QualitÃ¤tssicherungsvereinbarung zur schmerztherapeutischen Versorgung
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chronisch schmerzkranker Patienten nach Â§Â 135 AbsÂ 2 SGBÂ V erfÃ¼llt oder die
Zusatzweiterbildung Schmerztherapie gemÃ¤Ã� der Weiterbildungsordnung besitzt
(vgl dazu auch die entscheidungserheblichen GrÃ¼nde zum Beschluss des BewA
nach Â§Â 87 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ V in seiner 290.Â Sitzung zur Ã�nderung des EBM
mit Wirkung zum 1.4.2013).

40
Die Beklagte hat im vorliegenden Verfahren nachvollziehbar dargelegt, dass sie mit
der Bildung eines Unterkontingents fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen habe
erreichen wollen, dass die aus ihrer Sicht hohen Â durch die Ã�nderung des EBMÃ�
absehbar sinkendenÂ  VergÃ¼tungsanteile fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen in
erster Linie weiterhin den Radiologen zur VerfÃ¼gung stehen, die diese Leistungen
in der Vergangenheit erbracht haben und damit nicht oder jedenfalls nicht
unmittelbar an alle Radiologen zur Verteilung gelangen sollten. Bei der Beklagten
bestand die Sorge, dass es aufgrund der ab dem 1.4.2013 geltenden neuen
Vorgaben bei der Erbringung CTgesteuerter Interventionen mÃ¶glicherweise zu
EngpÃ¤ssen in der Versorgung kommen kÃ¶nnte (vgl das Rundschreiben des
Vorstands der Beklagten, KV TelegrammÂ 17 vom 27.3.2013). Die in Â§Â 23 AbsÂ 5
SatzÂ 3 VM getroffene Regelung, nach der Unterschreitungen des Unterkontingents
â��im nÃ¤chst erreichbaren Abrechnungsquartalâ�� dem Vorwegabzug nach Â§Â 8
AbsÂ 7 VM fÃ¼r das Unterkontingent der â��anderen Leistungenâ�� zugefÃ¼hrt
werden, ist ebenfalls nicht zu beanstanden. Diese Regelung benachteiligt den
KlÃ¤ger im Ã�brigen nicht; vielmehr kann sich die ErhÃ¶hung der aus dem
Unterkontingent der â��anderen Leistungenâ�� zu verteilenden Mittel auf seine
HonoraransprÃ¼che nur positiv auswirken.

41
Im Ã�brigen stand dem KlÃ¤ger im Quartal 1/2014 ein Unterkontingent fÃ¼r die
Erbringung CTgesteuerter Interventionen zur VerfÃ¼gung, weil er in der
Vergangenheit Â und auch in dem hier maÃ�gebenden Referenzquartal 1/2013Â 
entsprechende Leistungen erbracht hatte. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gte nach den im
Urteil des LSG getroffenen Feststellungen, deren Richtigkeit der KlÃ¤ger in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung auf Nachfrage des Senats bestÃ¤tigt hat, Ã¼ber die
erforderliche Qualifikation, um CTgesteuerte Interventionen auch nach Inkrafttreten
der og Ã�nderung des EBMÃ� erbringen zu kÃ¶nnen. Zwar kann ohne Weiteres
nachvollzogen werden, dass die Erbringung dieser Leistungen fÃ¼r den KlÃ¤ger in
seiner neu gegrÃ¼ndeten Einzelpraxis und angesichts der geÃ¤nderten
VergÃ¼tungsbestimmungen mit zusÃ¤tzlichem Aufwand verbunden gewesen
wÃ¤re. Ausschlaggebend ist aus Sicht des Senats jedoch, dass der KlÃ¤ger von der
Erbringung CTgesteuerter Interventionen Â und damit der Nutzung des ihm
zugeordneten UnterkontingentsÂ  nicht ausgeschlossen war. Die Beklagte war nicht
verpflichtet, auf die Entscheidung des KlÃ¤gers, CTgesteuerte Interventionen in
seiner neu gegrÃ¼ndeten Einzelpraxis und unter den geÃ¤nderten rechtlichen
Rahmenbedingungen nicht mehr zu erbringen, mit einer sofortigen ErhÃ¶hung
seines Budgets fÃ¼r die sonstigen radiologischen Leistungen zu reagieren.

42
4.Â Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 HalbsatzÂ 3 SGG
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iVm einer entsprechenden Anwendung der Â§Â§Â 154Â ff VwGO. Dabei hat der
Senat berÃ¼cksichtigt, dass die Beklagte unterlegen ist, soweit sie der
Honorarberechnung kein ILB in HÃ¶he des Fachgruppendurchschnitts fÃ¼r den
Angestellten des KlÃ¤gers zugrunde gelegt hat. Dagegen war der KlÃ¤ger sowohl
hinsichtlich der BerÃ¼cksichtigung eines fachgruppendurchschnittlichen ILB fÃ¼r
ihn selbst als auch insoweit erfolglos, als er sich gegen die Bildung eines
gesonderten Unterkontingents fÃ¼r CTgesteuerte Interventionen gewandt hat.

Â 

Erstellt am: 20.09.2023

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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